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Bundeskabinett verabschiedete Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2011

Das Bundeskabinett hat in dieser Woche den Regierung
entwurf zum Bundeshaushalt 2011 und den Finanzplan bis
zum Jahr 2014 verabschiedet. Demnach werden die Au
gaben des Bundes von 319,5 Milliarden E
307,4 Milliarden in 2011 auf 301 Milliarden Euro in 2012
sinken. In 2013 und 2014 werden sie dann auf dem N
veau von 2012, also bei ca. 301 Milliarden Euro, gehalten.
Der Bundeshaushalt bewegt sich damit auf der Aus
seite also eindeutig in Richtung auf 300 Mi
Fast noch wichtiger ist allerdings, dass die Nettokreditau
nahme deutlich zurückgeführt und sie bis zum Ende des
Finanzplanungszeitraums mehr als halbiert wird. In kon
reten Zahlen ausgedrückt bedeutet das: Die Nettokredi
aufnahme wird 2011 57,5 Milliarden Euro betragen. 2012
wird sie sich auf 40,1 Milliarden Euro belaufen. D
sinkt sie auf 31,6 Milliarden Euro im Jahr 2013 und auf
24,1 Milliarden Euro im Jahr 2014. Heute ist absehbar,
dass sich der Haushaltsvollzug 2010 günstiger g
als die Bundesregierung es noch vor kurzem annehmen
musste. Das bedeutet allerdings nicht, dass durch di
positive Entwicklung zusätzlicher Spielraum für Steuerse
kungen oder Ausgabenerhöhungen entstünde. Bundesf
nanzminister Wolfgang Schäuble warnte in diesem Z
sammenhang eindringlich davor, in der sich verstärkenden
konjunkturellen Erholung den Fehler zu
in den letzten Jahrzehnten zum dramati
Verschuldungsniveaus geführt habe, nämlich aufgrund
konjunktureller, also temporärer Mehreinnahmen strukt
relle, also dauerhafte Mehrausgaben zu beschließen. Dies
führe im nächsten Abschwung geradewegs in eine noch
höhere Verschuldung. Christlich-liberale Finanzpolitik e
schöpfe sich nicht darin, dass man in der Krise Schulden
mache, um die Konjunktur wieder anzukurbeln, sondern
bedeute, dass man nach der Krise im Aufschwung die
Schulden wieder abbaue - was in den zurückliegenden
Jahrzehnten aber in dieser Symmetrie nicht funktioniert
habe. Diese Symmetrie wieder herzustellen, sei das Ziel
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Entscheidung des Bundeskabinetts. Mit der Schulde
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gesetz ein gleichmäßiger Ab
Haushaltsdefizit ab 2011 vorgegeben. Ausgangspunkt für
diesen Abbaupfad ist das strukturelle Defizit im Jahr 2010.
Durch die eingeleiteten Maßnahmen wird es geli
strukturelle Defizit jährlich um die erforderlichen rund 7,5
Milliarden Euro zurückzuführen. Es gibt für Deutschland
nur einen richtigen Weg: Durch maßvolle Haus
lin nachhaltiges Wachstum zu ermögl
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Ausgabenseite wird nachhaltig gehandelt. Das bringt deu
lich bessere Wachstumsaussichten als Konsolidieren über
die Einnahmenseite, zum Beispiel über Steuererh
Wachstumspotenziale für die Zukunft werden gestärkt,
indem Investitionen in Bildung und Forschung
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Aus Plenum und Lobby

Religionsfreiheit weltweit durchsetzen

An diesem Donnerstag debattierte der Deutsche
Bundestag den Antrag der Koalitionsfraktionen
„Religionsfreiheit weltweit schützen“. In mehr als
64 Ländern der Welt, in denen nahezu 70 Prozent
der Weltbevölkerung leben, ist die Religionsfrei-
heit, die ein grundlegendes Menschenrecht bildet,
mindestens stark eingeschränkt. Besonders stark
betroffen ist das Christentum mit rund 200 Millio-
nen verfolgten Gläubigen. Die christlich-liberale
Koalition sorgt mit diesem Antrag dafür, dass das
Thema der Religionsfreiheit und die weltweite Si-
tuation bedrängter Christen endlich aus ihrem
Schattendasein heraus an die breite Öffentlichkeit
kommen. Religionsfreiheit ist ein fundamentales
Menschenrecht, das für alle Menschen, unabhän-
gig davon, wo sie leben oder welcher Religion sie
angehören, gelten muss. Die Lage von Christen
und anderer religiöser Minderheiten liegt der Uni-
on am Herzen. Daher werden sich CDU und CSU
selbstverständlich nicht nur dafür einsetzten, dass
niemand wegen seines Glaubens tätlich verfolgt
werden darf. Es darf aber darüber hinaus auch
nicht sein, dass Menschen ihr Recht auf Religions-
freiheit nicht leben dürfen, also ihren Glauben
nicht offen bekennen können, oder dass sie im
Alltag diskriminiert werden, weil sie zu einer reli-
giösen Minderheit gehören. Die Union wird in ih-
ren Bemühungen, das mit Nachdruck einzufor-
dern, nicht nachlassen. Daher wird der Einsatz für
weltweite Religionsfreiheit weiter ein Markenkern
wertegeleiteter christlich-liberaler Außenpolitik
sein.

Reform des Gesundheitssystems

Die Koalitionsspitzen haben sich in dieser Woche
auf eine Reform des Gesundheitswesens verstän-
digt. Ziel ist ein gerechtes soziales, stabiles, wett-
bewerbliches und transparentes Gesundheitssys-
tem. Um unser Gesundheitssystem beneidet uns
die Welt. Das wollen wir auch für zukünftige Ge-
nerationen erhalten. Allerdings steht unser Sys-
tem vor den Herausforderungen, die aus dem
demografischen Wandel und dem medizinischen
Fortschritt folgen. Wir werden deshalb strukturelle
Reformen im System durchführen, die zu mehr
Wettbewerb, mehr Freiheit für den Einzelnen und
weniger Bürokratie führen. Es wird zu Einsparun-
gen kommen, und der Beitragssatz der Kranken-

kassen wird wieder auf die Höhe angehoben, wie
vor der Finanz- und Wirtschaftskrise. Um diese
Krise besser meistern zu können, war seinerzeit
der Beitragssatz durch das Konjunkturpaket II ab-
gesenkt worden, was nun wieder rückgängig ge-
macht werden kann. Darüber hinaus gibt es eine
grundlegende Reform, in dem die unabdingbaren
notwendigen Ausgabensteigerungen im Gesund-
heitssystem durch einen Zusatzbeitrag finanziert
werden. Dabei gibt es einen Finanzausgleich aus
Steuermitteln, der eine Überforderung des Einzel-
nen vermeidet. Steuererhöhungen sind dazu nicht
notwendig.

Neue Regeln auf dem Arzneimittelmarkt

In erster Lesung wurde in dieser Woche das Ge-
setz zur Neuordnung des Arzneimittelmarktes in
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), wel-
ches langfristige strukturelle Änderungen zur
Neuordnung des Arzneimittelmarktes einführt, be-
raten. So müssen Pharmaunternehmen künftig
den Nutzen für alle neuen Arzneimittel nachwei-
sen und den Erstattungsbetrag mit der gesetzli-
chen Krankenversicherung vereinbaren. Der Arz-
neimittelmarkt in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung wird dereguliert, etwa durch die Ver-
schlankung von Wirtschaftlichkeitsprüfungen.
Therapiehinweise und Verordnungsausschlüsse
werden klarer geregelt. Rabattverträge für patent-
freie und wirkstoffgleiche Arzneimittel (Generika)
werden mit mehr Wettbewerb und patienten-
freundlicher gestaltet.

Mopedführerschein bereits mit 15 Jahren

Die 3. Führerscheinrichtlinie der EU erlaubt ein
einfacheres Verfahren für den Erwerb der Fahrer-
laubnis für Zweiräder. Mit dem Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP “Erwerb von Zwei-
radführerscheinen erleichtern“ fordern wir die
Bundesregierung auf, diese erleichterten Bedin-
gungen in nationales Recht umzusetzen. Unter
anderem soll das Mindestalter beim Mopedführer-
schein der Klasse AM auf 15 Jahre herunterge-
setzt werden.



3

Daten und Fakten

Wirtschaftspolitik der Union

Die Nachfrage nach Arbeitskräften hält an und er-
reicht nahezu das Niveau von Juni 2008, kurz vor
Beginn der Wirtschaftskrise. Der Stellenindex der
Bundesagentur für Arbeit (BA-X) liegt mit 158 im
Juni nur 4 Punkte niedriger als vor zwei Jahren.
Im Vergleich zu Juni 2009 liegt die Zahl der Er-
werbstätigen nun bei 40,2 Millionen (+0,1%). Die
Zahl der Arbeitslosen ist seit Mai um 88.000 auf
3,15 Millionen gesunken (saisonbereinigt -
21.000), gegenüber dem Vorjahr sind 257.000
Menschen weniger arbeitslos. Die Arbeitslosen-
quote ist mit derzeit 7,5% erheblich geringer, als
angesichts der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen erwartet wurde. (Quelle: Bundesagentur für
Arbeit)

Zahl der Einbürgerungen rückläufig

Im vergangenen Jahr sind in Deutschland rund
96.000 Ausländerinnen und Ausländer eingebür-
gert worden. Das waren zwar 1.500 Einbürgerun-
gen mehr als im Vorjahr (+1,7 Prozent), allerdings
deutlich weniger als im Durchschnitt der Jahre
2000 bis 2007 von jährlich rund 140.000 Fällen.
Seit Einführung des neuen Staatsangehörigkeits-
rechts im Jahr 2000 hat die Zahl der Einbürgerun-
gen tendenziell abgenommen. Rund 70 Prozent
aller Eingebürgerten erwarben die deutsche
Staatsangehörigkeit auf Grundlage des Paragrafen
10 Absatz 1 Staatsangehörigkeitsgesetz. Rechtli-
che Voraussetzung für die Einbürgerung ist in die-
sen Fällen ein mindestens achtjähriger rechtmäßi-
ger Aufenthalt in Deutschland sowie eine gültige
Aufenthaltserlaubnis. Am zweithäufigsten waren
mit gut 10.000 Fällen die Einbürgerungen von in
Deutschland lebenden ausländischen Ehegatten
und minderjährigen Kindern der oben genannten
Personen, welche schon nach kürzeren Zeiten
eingebürgert werden können. An dritter Stelle
standen Einbürgerungen von Ausländerinnen und
Ausländern mit einem deutschen Ehe- oder Le-
benspartner (gut 7.500 Fälle), an vierter Stelle
Einbürgerungen von Ausländerinnen und Auslän-
dern, die sich auf Dauer in Deutschland niederge-
lassen haben (knapp 5.600 Fälle). Die größte na-
tionale Gruppe der Eingebürgerten stellten 2009 –
wie schon in den Jahren zuvor – Menschen aus
der Türkei mit gut 24.600 aller Einbürgerungen
(25 Prozent). Danach folgten Einbürgerungen von
Personen aus dem ehemaligen Serbien und Mon-

tenegro, aus dem Irak und Polen. (Quelle: Statis-
tisches Bundesamt)

Frühkindliche Bildung wird wichtiger

In Deutschland nutzen immer mehr Kinder im Al-
ter von ein und zwei Jahren die Angebote von Ki-
tas und Tagespflege. Durchschnittlich jeder fünfte
Einjährige besuchte im vergangenen Jahr eine
frühkindliche Bildungseinrichtung oder wurde in
Tagespflege betreut, von den Zweijährigen waren
es fast 40 Prozent. Deutliche Unterschiede beste-
hen dabei zwischen West und Ost. Während der
Durchschnitt in den westlichen Bundesländern
12,4 Prozent bei den Einjährigen und 29,7 Prozent
bei den Zweijährigen betrug, nutzten in den ost-
deutschen Bundesländern 56,7 Prozent der Ein-
und 77,8 Prozent der Zweijährigen die Angebote
von Kitas oder Tagespflege. (Quelle Bertelsmann
Stiftung)

Marktanreizprogramm-weiterhin Förderung

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges hat diese Woche der Aufhebung der Sperre
beim Marktanreizprogramm zugestimmt und somit
die weitere Förderung möglich gemacht.

Ich bin froh, dass sich der Einsatz unserer Frakti-
on gelohnt hat und wir durch unser Drängen auf
eine Aufhebung der Haushaltssperre Rechtssi-
herheit für die Antragsteller schaffen konnten,
die bisher auf ihre Zuschüsse warten mussten.

Auch künftig steht dem stark wachstumsorientier-
ten Programm, das einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz darstellt, ein beachtliches Fördervo-
lumen zur Verfügung. Es ist vorgesehen, im
nächsten Jahr 380 Millionen Euro und 2014 noch
rund 340 Millionen Euro in dieses Programm zu
investieren. Jeder Euro des Programms führt da-
bei durchschnittlich zu Investitionen in Höhe von
10 Euro. Die vom Marktanreizprogramm ausge-
henden Multiplikatoreneffekte sind immens. Gera-
de für unsere heimischen Unternehmer und
Handwerker ist dieses Programm eine verlässliche
Grundlage für Auftragsvergaben und für die Pri-
vatkunden ist die staatliche Förderung ein zusätz-
licher Anreiz, in erneuerbare Energien zu investie-
ren.
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Wahlkreis-Terminvorschau

10.07.2010, 10.00 Uhr
CDU Baden-Württemberg Regionalkonferenz
Biberach-Ringschnait

10.07.2010, 16.00 Uhr
Landeskinderturnfest
Museum Humpis-Quartier Ravensburg

10.07.2010, 18.30 Uhr
Übergabe des Eschacher Bürgerbusses
Torplatz Weissenau

12.07.2010, 9.00 Uhr
Zunftfeier Isnyer Kinder- und Heimatfest
Isny

18.07.2010, 17.00 Uhr
Kreisausschusssitzung Junge Union
Horgenzell

19.07.2010, 8.30 Uhr
Gespräch an der Schule für Blinde und Sehbehinderte
Baindt

19.07.2010, 11.30 Uhr
Gespräch mit Firma Schuler Müller
Weingarten

20.07.2010, 10.00 Uhr
Kinderfest Leutkirch Umzug
Leutkirch

21.07.2010, 15.00 Uhr
Grundsteinlegung St. Elisabeth Krankenhaus
Ravensburg

21.07.2010, 20.00 Uhr
Ortsverband Ravensburg Gesprächsrunde
Ravensburg
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